
BUNDESGERICHTSHOF

vtt za 60m  BESCHLUSS

in dem Rechtsstreit

des Liquidators der OHG in Firma^^^^E. 
Rechtsanwalt Jürgen Tobias H

Klägers, Berufungsbeklagten 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Kind

gegen

Beklagten, Berufungskläger 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.
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Der VII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
am 12. Juli 1973 durch den Vorsitzenden Richter Dr. Vogt 
und die Richter Rietschel, Erbel, Dr. Girisch und Meise

beschlossen:

Die Revision des Klägers gegen 
das Urteil des 11. Zivilsenats 
des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
in Hamburg vom 2. Juni 1972 wird als 
unzulässig verworfen.

Der Kläger hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

Der Kostenstreitwert für die Revi­
sionsinstanz wird auf

18.300.—  DM

festgesetzt.

G r ü n d e  :

Der Kläger machte als Liquidator einer offenen 
Handelsgesellschaft gegen den Beklagten als Gesellschafter 
mit der Klage eine Forderung von 40.000 DM geltend, und 
zwar
Vorschuß für seine Tätigkeit als Liquidator 
mindestens 40.000 DM
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ferner hilfsweise in nachstehender Reihen­
folge
für prozessuale Tätigkeit als Liquidator 
Auslagenersatz

18.543,03 Df 
ca. 20.000,—  Df

Das Oberlandesgericht hat durch Urteil vom 2. Juni 1972 
- zugestellt am 26. Juni 1972 - den Beklagten zur Zahlung 
von 40.000 DM nebst Zinsen verurteilt und zwar mit fol­
gender Begründung: 21.700 DM Vorschuß hat es auf den
Hauptantrag zuerkannt mit der Bemerkung, daß der Kläger 
bei der Endabrechnung mit Wahrscheinlichkeit noch mehr 
zu erhalten haben werde. Den ersten Hilfsantrag von 
18.543,03 DM hat es für unbegründet erklärt. Die rest­
lichen 18.300 DM hat es dem Kläger auf den zweiten 
Hilfsantrag zugesprochen.

Am 23. März 1973 legte der Kläger gegen das Urteil 
des Oberlandesgerichts Revision ein und beantragte 
gleichzeitig, ihm wegen der Versäumung der Revisions­
frist Wiedereinsetzung zu gewähren. Hierzu trug er vor, 
er sei ursprünglich der Rechtsauffassung gewesen, das 
Urteil habe, soweit es ihm auf seinen Hauptantrag statt 
40.000 DM nur 21.700 DM zugesprochen und seinen ersten 
auf Zahlung von 18.543,03 DM gehenden Hilfsantrag für 
unbegründet erklärt habe, keine Rechtskraftwirkung. Da 
ihm im Ergebnis die mit der Klage beanspruchten 40.000 DM 
zugesprochen worden seien, habe es deshalb nach seiner 
Meinung an einer Beschwer gefehlt, so daß seine Revision 
als unzulässig verworfen worden wäre. Aus diesem Grunde 
habe er es unterlassen, die fristgemäße Einlegung der 
Revision zu veranlassen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -

Statt dessen habe er in einem zweiten Verfahren 
seine Gebührenansprüche (Hilfsantrag Nr, 1) eingeklagt. 
Das Landgericht habe seine Rechtsauffassung, daß dieser 
Klage nicht die Rechtskraft des Urteils vom 2. Juni 1972 
entgegenstehe, auch geteilt, die Klage allerdings aus 
sachlichen Gründen abgewiesen. Im Berufungsverfahren 
habe der Berichterstatter mit Schreiben vom 16. Februar 
1973 ihm dann jedoch bedeutet, der Senat neige zu der 
Auffassung, daß der Klage die Rechtskraft des Urteils 
vom 2. Juni 1972 entgegenstehe. Am 14. März 1973 habe 
sein Mitarbeiter Rechtsanwalt LflHHB» den er um eine 
erneute Überprüfung der Rechtslage gebeten habe, erklärt, 
daß er die Auffassung des Oberlandesgerichts für richtig 
halte. Am 19. März 1973 habe dann noch der Vorsitzende 
des Senats ihm telefonisch erklärt, daß der Senat von 
seiner Auffassung bezüglich der Rechtskraft nicht ab­
gehen werde. Somit habe für ihn erst am 19. März 1973 
festgestanden, daß sein bisheriger Standpunkt nicht zu 
halten sei.

Der Antrag auf Wiedereinsetzung ist unzulässig, da 
der Kläger, selbst wenn man seine Auffassung teilen 
wollte, daß im vorliegenden Fall die unrichtige Beur­
teilung der Rechtslage ein unabwendbarer Zufall im 
Sinne des § 233 ZPO sei, jedenfalls nicht die Frist 
des § 234 Abs. 1 ZPO eingehalten hat. Spätestens mit dem 
Schreiben des Berichterstatters vom 16. Februar 1973 
mußten ihm erhebliche Zweifel an der Richtigkeit seiner 
Rechtsauffassung kommen. Er hätte nunmehr allen Anlaß 
gehabt, vorsorglich die Einlegung der Revision und 
einen Antrag auf Wiedereinsetzung zu veranlassen. Dies 
hätte dann bereits bis 2. März geschehen müssen.



5

Sein Antrag ist aber auch - davon abgesehen - 
unbegründet. Eine falsche Beurteilung der Rechtslage 
ist in der Regel kein Grund, einen unabwendbaren Zufall 
anzunehmen. Sie gehört zu dem Risiko, das jedem Rechts­
mittel, insbesondere aber gerade einer Revision anhaftet, 
und kann nicht durch die Möglichkeit, auf Grund einer 
späteren anderen Erkenntnis noch Wiedereinsetzung zu 
erlangen, abgewendet werden.

Da dem Kläger keine Wiedereinsetzung gewährt werden 
kann, ist seine Revision gemäß den §§ 552, 55̂ + a ZPO als 
unzulässig zu verwerfen.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 ZPO.

Vogt Rietschel Erbel

Girisch Meise
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